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DerVoranschlagderGemeindeWienfür1934.
BeginnderBudgetverhandlungenimWienerGemeinderat.

DerGemeinderatder Stadt WienbegannheutedieBeratun¬
gen über den Voranschlag der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 1934 .
Die Verhandlungen leitete amtsführender Stadtrat Dr .Danneberg miteiner
grossangelegten Redeein,in der erausführte :

Die grosse Wirtschaftskrise ,die nun schon mehr als drei
Jahredauert ,wirktaufdenöffentlichenHaushaltdoppeltein ; sieschmä¬
lert die Einnahmen und sie steigert die Aus gaben .Das Gespenst desDefi¬
zits taucht überall auf und muss bekämpft werden .Schwerste politische Kri¬

sen sind oft die Folge davon . Wieden Staaten ,geht es auch denStädten .
NewYerkhat sichdemKommandoderBankenunterworfenmüssen,umeinenUeber-¬

brückungskredit zu erhalten ,der ihm die Aufreckterhaltung seiner Zahlun¬
gen ermöglichensollte .Eür die Städte Deutschlandsmusste eine grosseUmschul
dungsaktioneingeleitet werden .Wirin Wiensind in der glücklichenLage,
nur eine sehr geringe Schuldenlast tragen zu müssen ,die unser Budget bloss
mit ' 3Millionen Schilling belastet .Hätten wir den Ratschlägen Folgege¬
leistet ,die uns in vergangenen Jahren die Aufnahmegrosser Anleihen empfoh¬

len haben,sowärenwir heute mit einer Jahreslast von50 undmehrMillionen
Schilling für die Schuldentilgunggenauso unbeweglichundbedrücktwie
wandereStädte . Seaber haben wir die Möglichkeit zu grösserer Bewegungsfrei¬
heit in schwersterWirtschaftskrise .

Könntenwirnormalwirtschaften,sowürdeunterdenEinwirkun¬genderKriseunserVoranschlagbeisparsamenAusgabeneinenAbgangvon
23 ' 8MillionenSchillingaufweisen,ohnedasswirzuSteuer-oderTariferhöhun¬
genhättengreifenmüssen .DieserAbgangwäredurchweitereSparmassnahmen
ehneallzugrosseSchwierigkeitenzu deckengewesen .Ja ,wir hätten dabeinoch
die Bewegungsfreiheitgehabt,unsereSteuerndenKrisenverhältnissenbesser
anzupassen .Wennwirheuteviel grössereSorgenhaben,sosindmienicht
auf eine schlechte Verwaltungoder eine schlechte Finanzpolitik Wienszu¬
rückzuführen,sondernauf politischeEingriffe ,die seit dem12 .Aprilmit
einer Reihe von Notverordnungenerfolgt sind ,durch die sich dieBundes¬
regierungverschiedenerVerpflichtungengegenüberderGemeindeWienentle-¬
digt,der GemeindeWienumgekehrtauchnocheine schwereLast auferlegtund
ausserdem noch in ihr Steuerwesen eingegriffen hat .Das hat das Defizit des
Voranschlagesbis zumZeitpunkteseiner Fertigstellung imFinanzausschuss
auf 108MillionenSchilling erhöht .Seither sind wiederVerordnungenerschie-¬
nen ,dieunsveranschlagteEinnahmenentziehenwollen. WirkönnendiesimBud¬getebensowenigberücksichtigenwiedieAuswirkungunserereigenenSteuer¬
gesetznevellen und müssenuns damit begnügen ,einen allgemeinen Antragzu
stellen ,dass Mindereinnahmendurch Aenderungder Steuergesetze ,soweit
sie nicht durch Mehreinnahmen aus anderen Steuern gedeckt werden können ,dureh
weitereSparmassnahmenwettzumachensind . WirstehenvordergrossenAufgabe,
einenriesenhaftenAbgangdeckenzumüssen,deransLebengeht .Esist dazuer¬
forderlich ,dassimnächstenJahrekeineneuenWohnhausbautenbegonnenwerden
unddasswirdieBezahlungderGemeindeangestelltenundPensionistenandie
derBundesangestelltenundBundespensionistenangleichen .DiesebeidenMass¬
nahmenermöglicheneine Ersparungvon18MillionenSchilling .

Die Massnahmen sind hart und haben bedauerliche wirtschaft¬

licheundsozialeFolgen .Wirkonntenjahrelangerfreulicherweisemelden ,dass
das Ansteigender Arbeitslosenzahlonin Wiennur halb so schnellerfolgte
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als in denanderenLändern.DieausgiebigeInvestitionstätigkeitderGe-¬
maindehat dabei mitgeholfen . Hattenwir dochJahre ,in denenwir mehrals
30ProzentunsererAusgaben,Beträgevonmahrals 100MillionenSchilling,
fürreineInvestitionenverwendenkonnten,wobeidieInvestitionsarbei -¬
tenderstädtischenUnternehmungengarnichtmitgerechnetsind.

ImJahre1933hat eineandereEntwicklungbegonnen .DieAr¬
heitslosigkeitist in Wienverhältnismässigstärkerangewachsenals inan¬
deren Bundesländern .Mitten im Budgetjahr hat die Regierung mit ihren Ein¬
griffenunsschwerstefinanzielleEinbussenzugefügt ,dieunverzügliche
Massnahmennotwendigmachten.SchabenwirschonheuerstarkeKürzungendes
PersonalaufwandesvornehmenundnebenvielenanderenSachersparungendie
Wohnbautätigkeitdrosselnmüssen.DieKurvederArbeitslosigkeitdürfte ,
wennnichtbesondereEreignisseeintreten ,imnächstenJahrleidereinenoch
andereEntwicklungnehmenals bisher ,zumalauchdieallgemeinenwirtschaft¬
lichenVerhältnissesichgeradefürWienungünstigauswirken.DerVorarzchlag
des Bundesrechnet zwar für das Jahr 1934mit einemRückgangderArbeitslo - ¬
senzahl . Errechnet imJahrosdurchschnittmit 310 . 000Arbeitslosengeænüher
338. 000imheurigenJahr . AberauchwenndieseAnnahmenrichtigsind,sobewei
sen sie nichts für die wirtschaftliche Entwicklung ,weil grosse Veränderun¬
genin derArbeitslosenversicherungzumassenhaftenAussteuerungengeführt
haben .DiewirtschaftlicheEntwicklunghat imJahre19 ) 33einenTiefpunkter - ¬
reicht .DieSummeder LöhneundGehälterin Wien ,die imJahre 1929noch
1893MillienenSchillingbetragenhat ,ist imJahre1932auf1348Millionen
Schillinggesunkenunddürfte imJahre1933nurmehr1150MillionenSchil¬
lingerreichen .Siewirdkleinerseinals dieLohn-undGehaltssumme,dieim
Jahre1924ausgezahltwordenist .EineähnlicheEntwicklungsehenwirbei
der Warenumsatzsteuerfür ganzOesterreich .Ihr ErtragwirdimJahre1933,
ehnodie neueKrisensteuer ,umfast ein Drittel kleiner sein als er imJahre
1924gewesenist .Daszeigt KonsumeinschränkungenschwersterArtan .

Es mussallerdings fostgestellt werden ,dass auch einege¬
wisso Bolebungder Wirtschaft ,wio in der ganzen Welt ,so auch inOester¬
reichimFrühherbsteingetretenist .Abersie betrifft bei unsin allerRe¬
gel solcheIndustriezweige ,die in Wienwenigodergar nichtvorkommen.
Dasliegt imWesendesheutigenHandelsvertragssystemsmitseinenKontin¬
gentbestimmungen ,die sich für Stapelwarengünstig auswirkenkönnen ,nicht
abor für dio manigfachen Arten der Fertigindustrie ,die in Wien zuhausoist .
Die Ausfuhrsteigerung ist in erster Linie der Holz - undPapierindustrie zugä¬
tegekommen,in derEisneindustrie derHalbfabrikate-Erzeugung,in derToktil¬
industrie denSpinnereien ,währendWirkereienundStrickereiengar koineVor¬
teile ,die KonfektionnurgeringeVorteilezichenkonnten .Dieungünstige :
Situatien für Wienwird nochdadurchverschärft ,dass im Interesse derLand¬
wirtschaftdie LebensmittelpreisedurchRegierungsmassnahmenkünstlich
hechgehaltenwerden ,der Preisabbauvielfach künstlich verhindertwird,was
sichbei sinkendenLöhnenundGehaltendeppeltargauswirkenmuss .Denndie
Einkommensquoto,die der Masseder städtischen BevölkerungzurBefriedi¬
gungder Bedürfnisse,soweites sich nicht umdie Ernährunghandelt,übrig
bleibt,wird dadurch immergeringer .Zu der Vichverkehrsregolungist jetzt
die Milchpreisbegelunggekommen.Dieletzte Verordnung,die kürzlicheine
Verteuerungummindestens5 Groschenfür denLiter Milchbewirkthat,bedeu-¬
tet für die WienerBevölkerungeine neueBelastungvon13 ' 5MillienenSchil - ¬
ling im Jahr ,seviel etwa ,wie die viel umstrittene Tariferhöhung für Gasund

elcktrischenStromeinbringt,mehralsdoppoltsoviel ,wiedieEntlastungdurch
die Aufhebungder Nahrungs -oderGenussmittelabgabebedeutethat .Diejängste
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Zuckerverkaufsregelunghat denZuckerplötzlich um4 GroschenproKilegramm
verteuert .Das macht für den Wiener Jahreskonsum mindestens 2Millionen
Schilling aus .Das Rindfleisch und das Schweinefleisch sind in Wien im ,Sep¬
tember teurer gewesenals in Berlin und selbst in der Schweiz .Das Brot ist in
Wien teurer als in der Schweiz ,wenn auch nicht so teuer wie in Berlin .Das

gleiche gilt für das Weizenmehl.Erdäpfelsind dafür in Wienwiederteurer
als sogarin Berlin .UnterdiesenVerhältnissenleidet dasWienerGewerbe
ausserordentlichunddiese Tatsachenbedeutenmehrfür das WienerWirtschsfts
lebenals alle städtischenSteuernundTarifezusammengenommen.

Wennin solcherZeitderGemeindeauchdieInvestitions¬
tätigkeit unmöglich gemacht wird und die Arbeitslosigkeit nochstärker
steigt,istdasdoppeltfolgenschwer.MitRechtmüssenwirdaherverlangen,
dass der Bund ,der imInteresse der Landwirtschaftder WienerBevölkerung
schwereLasten auferlegt undüberdies die finanzielle GebarungderGemeinde
aufdasSchwerstebeeinträchtigthat,beiseinerInvestitionstätigkeitWien
in stärketemMasseberücksichtigt .Dadie TrefferanleihezumgrässtenTeil
in Wiengezeichnetwordenist ,müsstederBundeinennamhaftonTeildesAn¬
leiheerlöses auf Wiener Boden verwenden .Ein Antrag ,in dem der Gemeinderat

diesvonderBundesregierungverlangt,liegtzurBeschlussfassungvor .Ichhab
demHerrnFinanzministerunddemHerrnHendelsministereingrossesArbeits-¬
pregramm,dasauf WienerBodenverwirklichtwerdenkönnte ,überreicht .

Unter solchen Verhältnissen ,wie sie jetzt wirtschaftlich
sind ,ist auch die Zurückschraubungder Bezügeder städtischen Angestellten
sohrbedauerlich .DerBundhat die Angleichungder Bezügealler öffentlichen
Angestelltenan die der Bundesangestelltenin denletzten zehnJahrenwieder
holtverlangt .Erhatsie imJahre1931aufdemWegeeinerVerfassungsbestim
mung ,imAugust1932durchein einfachesBundesgesetzangestrebt. Wir
habenunsdamalsdagegenzurWehregesetztundzwarmitErfolg .Jetztzwingt
unsdie Finanznot ,die nicht unsereschlochteWirtschaft ,sonderndioKette
vonNotverordnungenherbeigeführthat ,diese Angleichungzu machen ,weil
ohnediese grosse Sparmassnahme,das GleichgewichtimGemeindehaushaltnicht
hergestellt werden kann .Wennder Finanzminister nun erklärt ,der Bundhabe
vonder GomeindodiesoAngloichungnicht vorlangt ,so ist dasein Spiolmit
Worten,währendesaufdieTatsachenankommt.GowisshatdioBundesrogienung
nieeineNotvorordnungerlassen ,durchdiesiodieAngleichungverordnethat .
Abersie hatdurchNotverordnungenderGemeindedieMittelentzogen,die
zur Aufrochterhaltungder bisherigen Bezahlungerforderlich nind .Dasweiss
joderstädtischeAngestellte.KeinerleiDemagogiowirddieseErkenntnisver¬wischen .

Esist unsgelungen ,wennauchdurchharte Massnahmen,für
dengrossenAusfall,donunsdie Bundesregierungbereitethat ,einenAusgleich
zufinden .Unbedecktbleiberabendochverläufig35MillionenSchilling,
ungefähr ebensoviel ,als der sogenannte Lastonausgheichbeträgt .

DieobersteSteuerhoheitimStaathatsolbstverständlichdor
Bund .DieBundesgesonadaherauchbestimmt ,welcheAbgabonderBund
sichvorbehält,welchedavonermitdonLändernundGomeindontoilt ,welcheer
donLändernganzüberlässt .Dahererscheintes systemwidrig,dassderBundfür
seineallgemeinenBedürfnissevondenLändernundGomeindenBeiträgeeinhebt.Abordasgeschichtsoit demJahre1924 .DassogonannteBundospräzipuumbe-¬
stcht mit ho Millionen Schilling jährlich bis auf den heutigen Tag . Esist
vorhältnismässigaufalle Länderaufgeteilt .Heuerhat derBundplötzlich
wiedereinenLastenbeitragverlangt,aberdiesmalnurvonWienallein .Erist
untragbarundfindetimGeneindehaushaltkeinenPlatz .Wirkönnenihnweder
durchSparmassnahmennochdurchVergrösserungder Einnahmendeckon ,dadie
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Tariforhöhungenfür das übrige BudgetoFforderlich sind undeinewoitero
Erhöhungausgeschlossenerscheint .Daherliegt demGemeinderatderAntrag
vor ,der die Regierungauffordert ,keine einseitige BelastungWionsvorzu¬
nehmen,sondern ,wennder Bundschonstatt eigenerSteuerneinenLastenbeig
trag einhebt ,diesen Beitrag auf alle Länderverhältnissmässigzuvertei¬
len ,zumal unsere Finanzlage nicht günstiger ist als die anderer Bundes¬

länder . Eswäreeine falsche undschlechteFinnazpolitik,wennder BundseinDefizit in ein Defizitder GemeindeWienverwandelnwollte .Daraufläuft
aberdereinseitigeLastenbritragmfnaus.DaszeigtdasNachtragsbudget
1933desBundes. EsweisteineVerminderungderöffentlichenAbgabengegen-¬
überdemerstenVoranschlagimBetragevon4oMillionenSchillingauf ,da¬
runter20MillicnenbeidenZöllen .VierMillionenSchillingdecktderBund
durchneueSteuern ,wiezumBeispiel die Zündmittelsteuer ,und36Millionen

Schillinge verordnete er Ende August über Nacht als Zahlungsverpflichtung
Wiens. Ebensegleicht dr sein Defizit für das Jahr 1934aus . Wiensollalse
dadie VeränderungenderHandelspolitik ,die aufdie Zolleinnahmeneingewirkt
haben ,bezahlen .Dabei hat die WienerBevölkerungohnedies für denBundes- ¬
haushalt ungeheureLeistungen zu vollbringen .Vonden 1280MillionenSchil - ¬
ling ,die der Bundfür das Jahr 1934an Steuern ,Zöllen undMonopolgewinnen
veranschlagt,wirdsicher mehrals die Hälfte vonder WienerBevölkerungauf-¬
gebracht .Fünfmalsoviel an Steuern ,als die GemeindeWienvondenWienern
verlangt,fordert der Bandvon ihnen .DaswürdedemBundmindestensdieVer- ¬
pflichtungauferlegen ,die Finanzgebarungder Gemeindenicht zubeeinträchtige

Ich musshier die Anklagewiederholen ,die nicht erst gegen
die heutigeRegierung ,sonderngegenalle BundesregierungenimletztenJahr¬
fünft erhobenwerdenmusste .Sie denkennur an ihr eigenesBudgetundbrin¬

immergen damit Länderund Gemeindenin ärgereBedrängnis .DieWirtschaftskri¬
se hat seit dem Jahre 1931 beim Bund ebenso wie bei den Ländern und Gemein - ¬

deneinenRückgangder Steuererträgegebracht .Aberder Bundweisssichzu
helfen . Erlässt den Ertrag der geteilten Abgabenruhig sinken beidirek - ¬
ten undindirektenSteuern .undführte für sich selbst ein ganzesSystem
von Krisensteuern ein ,die er zu 1oo Prozent für sich behält . Sogleicht
er den Rückgang für sich selber aus ,ohne sich darum zu kümmern ,wieLänder

undGemeindenbei fortwährendsinkendenEinnahmendasAuslangenfindensol¬
len .ZweiBeispiele zeigen das ganz deutlich .Die Warenumsatzsteuerhatim
Jahre1929256MillionenSchillingeingebracht.ImJahre1933bringtsienur
139MillionenSchilling ein ,also um117MillionenSchilling weniger .Aber
der Bundhebt für sich einen Krisenzuschlagein ,der 124MillionenSchil¬
ling trägt . Ergleichtalsofür sichdenganzenRückgangaus .DieEinkommen¬
steuer hat im Jahre 1929 182 Millionen Schilling getragen .Im Jahre 1932
hatsie nurmehr128MillionenSchillingeingebracht .Dafüraberhatder
BundimJahre1932ohneBeteiligungder LänderundGemeinden18Millionen
Schilling Besoldungssteuerund34 ' 3MillionenSchilling Krisensteuerein¬
gehoben .Erhat alsodenAusfallmit52MillionenSchillingneuenPersonal¬
steuern für sich vollständig wettgemacht ,die Länder und Gemeindengehen
leer aus . Sohat der Bundtrotz Wirtschaftskriseseine Einnahmenaufderselben
Höheerhalten ,aufdersievorBeginnderKrisewaren,ErhatimJahre1929
1163 Millionen Schilling an Steuern und Zöllen eingenommen,1933 mit den
36 MillionenvonWien1053MillionenSchilling .Für1934präliminierter
1ol7MillionenSchilling .DenLändernundGemeindenzahlter abergegen¬
über1929um102beziehungeweise113MillionenSchillingweniger ,sodassihm
selbst der gleiche Betrag bleibt .Die GemeindeWienhat in derselbenZeit
eine Senkung ihrer eigenen Steuern von 210 Millionen Schilling im Jahre 1929
auf 126MillionenSchillingimJahro1934undan Bundessteueranteileneine
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Sonkungvon165 Mill .Schilling auf 9211yMillionen Schilling ortragen .
Bei den Monepolenist das gleiche Bild .Der Bundhat vor derWirtschafts¬
krise im Jahre 1929 Moncpolgewinne von 228 Millionen Schilling gehabt ,im

Jahre 1933 238 Millionen Schilling ,da er trotz des starken Kensumrück¬
ganges durch Tariferhöhungenseine Gewinnquotegesteigert hat . Kannmander
Gemeinde Wien verweigern ,bei ihren Monopolbetrieben einen Ueberschuss zu

machen ,der ein Zehntel dieser Ueberschüsse ist ?
Kein Land wird vom Bund so stiefmütterlich behandelt wie

Wien . Wienbringt den grösseren Teil der Bundessteuernauf ;bei denSteuern ,
we es länderweise genau festgestollt werden kann,sieht man ,dass mehrals
die Hälfte der Einnahmenaus Wienkommt .AberWienbekommtbei derAbgaben- ¬
teilung für das Jahr 1934 von 163 Millionen Schilling ,die verteilt werden ,
nur mehr52 ' 19MillionenSchilling .RechnetmandavonnochdenLastenbeitragübrigab ,so bleiben gar nur noch 16 ' 19Millionen Schilling Lr " ,also9170
Swhillingpro Kopf der Bevölkerung . Wirbekommenals Land und als Bundeshaupt - ¬
stadt wenigerals kleineDörfer .

Waswill der Bunddamit ?Will er Wienkulturell undsozial
auf das Niveau eines Dorfes von 500 Einwohnern herabdrückon ?Wenner das

nicht will ,so muss er aufhören ,auf demWegefortzufahren ,den er in denletz - ¬
ten MonatengegenüberWieneingeschlagenhat .DerBundhat selbst imJahreTarif
1931olf Steuer - Zoll - und/erhöhungenvorgenommen ,im Jahre 1932anht
und im Jahre 1933 bisher achtzehn Steuer - ,Zoll - undTariferhöhungen .Siehaben
ihm ermöglicht,seine Einnahmenauf demStandu zu erhalten,wie er vorder
Wirtschaftskrise war .Die Steuern der Gemeindesind allein seit 1931von
182 ' 8Millicnen Schilling auf voraussichtlich 140 Millionen Schilling im
Jahre 1933 zurückgegangen und werden im Jahre 1934 nur mehr 126Millionen
Schilling tragen . Werda noch von grossen Steuersenkungen spricht ,ohnezu¬
gleich neue Einnahmenvorzuschlagen ,begeht ein Attentat auf die Schuleund

auf die Armen und Hilfsbedürftigen in dieser Stadt .

Unter allen möglichenVorwändenhat eine förmliche Jagdauf
Gemeindesteuern begonnen .Die plötzliche Aufhebung der Nahrungs -oder Ge- ¬
nussmittelabgabe hat das Stichwort dazu gegeben .Die Regierung müsste frei¬

lich einsehen ,dass diese Jagd vor ihren eigenenTorennicht Haltmacht .
Niemandzahlt gerne Steuern unddie Leutesagensich mit Recht ,warumman
nicht auch die Bundessteuernnacheinanderabschaffen kann ,wennes beiden
Gemeindesteuern möglichseinsoll .Jezzt habeninsbesondere die Hausherreneine

Treibjagd auf die Wohnbausteuer eröffnet .Während sonst nach einembekannten
Wort immernach der Jagd kolossal gelogen wird ,gehört hier das Lügenzum
Jagdhandwerkselbst . Sowird erzählt ,dass es nur in WieneineWohnbausteuer
gibt ,sonst nirgends auf dr Welt . Wirwarenin Wienin derglücklichen
und für die Winer Bevölkerungerfreulichen Lage ,die Steuer aufWohnungen
und Geschäftslokale zumBauen verwenden zu können .Wir haben daherdiese
Steuer Wohnbausteuer genannt .Aber die Steuer selhat ,die Besteuerung von
Mietgegenständen,gibtes natürlichnicht nur in Wien ,sondernin ganzOoster-¬
reich ,in verschiedenartigen Fermennatürlich in der ganzen Welt .DieBesteu - ¬
erungvonWohnungenundGeschäftslokalenist in Oesterreichnirgendssonied¬
rig wiein Wien ,sie ist in einergrossenAnzahlStädtezehnmalsa hochwie
in Wien .Einesolche amObjekthaftendeSteuer ,die daherauchrelativ
krisenfest ist,muss es geben .Sie ist nebender Fürsorgeabgabeundinden
Ländernnobender Grundsteuerdas Rückgratder Einnahmen .EnWienbringt
die Wohnbausteuer jetzt ein Drittel sämtlicher Gemeindesteuereinnahmen .
Sie auflassen ,heisst die VerwaltungWienszerstören .Nurein Narr kannso
etwasferdern .DieSteuerist unentbehrlich,auchwennsie leidernichtmehr
ganz zumBauenverwendet werden kann ,für das Gomeindebudget .DieOpposition
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hat ort undoft varlangt ,nannögedonWchmausbauausanleinogeldern
bestreiten unddie Wohnbausteuerzur VerpfändungundTilgungdesAnlehens
verwenden .Hätten wir das getan und hätten wir so viele Kreditebekommen,
so müssten wir jetzt an fromde Gläubiger vielleicht 25 Jahre lang70
Millionen Schilling jährlichen Tributes zahlen . Wirhaben es nicht getaund
können nun ,wenndie Finanzverhältnisse das Bauen nicht gestatten ,dasGeld
dazu verwenden ,umdr Gemeindeselbst zurückzuzahlen ,was wir ausser der
Wohnbausteuerin besserenJahrenfür Beuzweckeverwendethaben . Wiersparen
dabei die Zinsenzahlungenund verbessern mit diesemGeldedasBudget .

Warumfällt os niamandein ,zu sagen ,der Bundsoll dieZins-¬
groschensteuer abschaffen ,die er erst vor vier Jahren eingeführt hat und
die in Wienallein 15 Millionen Schilling einbringt ,die für die grosse Mas¬
se der Mieter gerade so hoch ist wie die Wohnbausteuer ,nämlich 3Groschen
für jede Friedenskrose ?Wennich vergleiche ,wasbishermitderWohnbau¬
steuer undwasmit der Zinsgroschensteuergeleistet wordenist ,dannist
mir umdas Urteil der WienerundWienerinnennicht bange .Ich unterwerfemich
da gerne jeder Volksabstimmung.

ZumhundertstenMalemussmanmagen,dassdieBesteuerungder
Wohnungenund Geschäftslokale gerade in Wienvor demKriege weitaus grösser
war als jetzt .Gerade wir Sozialdemokraten waren bemüht ,diese heheBesteu¬
erung abzuschaffen und dieses einfache ,aber furchtbar drückende Stouer¬

systemdurchein komplizierteres,abersozial weitausgerechteresSteuersystem
zu ersetzen .Die das Wiener Steuersystem bekämpfen und dabei insbesondere
auch die Wohnbausteuer und die Fürsorgeabgabe abschaffen wollen ,vergessen

immer ,uns zu sagen ,was an die Stelle der Gemeindesteuern vonheute
treten soll .Da ist es doch gut ,sich genauer daran zu erinnern ,wie es vor

zwanzig Jahren war .Damals hat man für Gemeinde und Land eine Mietzinsumlage
und Zuschlägezur stastlichen Hauszinssteuereingehoben ,diezusammen
73 ' 13MillionenGeldkronon ,das sind 105 ' 3MillionenSchilling betragenhaben
Die staatliche Hauszinssteuer ,die daneben lief,war im Jahro 1913 54Mil¬

lionen Goldkronen ,das sind 77 ' 76MillionenSchilling .Sie wurdenanhdem
KriegedemLandzur Einhebungüberlassen .Die gesamteBolastungderWiener
Wohnungenund Geschäftslokale betrug alsc im Jahre 1913183Millionon
Schilling .Die Wonnbausteuerist jetzt mit 43 ' 5Millionen Schilling veran - ¬
schlagt,also nicht einmalmit demvierten Teile,obwohlin diesen 20Jahren
mindestens 70 . 000Wohnungenund . 00oGeschäftslokäle zugewachsensind .Die
Besteuerung der Wohnungen und Geschäftslokale im Jahre 1913 hat also mehr

getragen als heute alle zwanzig Gemeinde - undLandessteuern einschliesslich

der Wohnbausteuerzusammengenommen ,da sie nur 126MillionenSchillingein¬
bringen ,also um57MillionennSchillingwenigerals die Mietsteuernvordom
Kriege ,derenNichtzahlungnicht nurmitPfändung ,sondernmitDeogierung
goahndetwordenist .DieHerren ,die die Gomeindesteuernabschaffenwollen,
sollen sagen ,ob sie die Wiedereinführungdes Zustandes von 1913wollen ,

da der Arbeiter für seine 3e Kronen - Wohnung12 Kronon ,das sind 18Schilling

monatlich ,Mietsteuer gezahlt hat,während or jetzt 90 GroschenWehnbausteuer
zahlt ,undder kleineGeschäftsmann,der zumBeispiel600KronenJahres-¬
friedenszins gezahlt hat ,240 Kronen ,das sind 360 Schilling Mietsteuer ge - ¬
zahlt hat ,währender jetzt nur jährlich 18 Schilling Wohnbaustouerzahlt ,
also den zwanzigstenTeildavon .

Nebendieser horrendenMietsteuer hat die Gomeindedamals
ZuschlägezuverschiedenenanderenstaatlichenSteuerneingehobenundAntei¬
lo an staatlichenSteuerngehabt .Sie hat auf dieseWeise80Millionen
Schillingeingenommen.Anihre Stelle ist heutedie Abgabenteilungge¬
treten ,ausder wir für dasJ,hr 1934nur52 ' 19MillionenSchillingbekommon,
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und davon nimmtuns der Bundnoch 36 Millionen Schilling wiederweg .
Daneben gab es damals noch die Gowinnabfuhr der städtischen

Gaswerke ,Elcktrizitätswerke ,Strassenbahnen und der WienerWasserleitung .
ZufälligkammirkürzlichdasGoldeneBuchderStadtWienin die Handund
ich schlug die Urkundeauf,mit der domBürgermeisterDr .Karl LuegerdasEhren
bürgerrecht verlichen wordenist .In dieser Urkundewird ihmbesondersnach¬
gerühmt ,dass ,wiees wörtlichheisst,ein nachMillionenzuberechnender
Gewinnalljährlich demStadtsäckel aus den Gaswerkenzufliesst .Bozüglich
derElektrizitätswerkeist in derUrkundewörtlichgesagt ,dasssie derHe-¬
meindeneue ,sehr bedeutendeEinkünfte bringen .Nachden Krioge kamdie
Inflation .Sie zerstörte alle Tarife unddie Grundlagejedergeordneten
Kalkulation .Manmusste immer wieder die Tarife erhöhen,nur um die Solbst - ¬
kostonzu deckenundheftige Kämpfesind imGemeinderatin denJahren1919
bis 1922darumgoführtworden .In solcherZeit warmanfroh ,dieSelbstkosten
der Unternehmungendeckenzu können .Die christlichsoziale Partei hatsich
auch damals noch gerühmt ,dass unter ihrer Herrschaft die Unternehmungenan
dieGemeindeGewinneabgeführthaben .WirhabenaufdieGewinneverzichtet,
solangees möglichwar ,dadieseGowinneja nichtsanderesalsindirekte
Steuernsind .DieZugriffeder Bundesregierungzwingenunsnicht nurzu
harten Sparmassnahmen ,die üble Wirkungenauf die Wirtschafthaben ,sondern
auchzur Rückkehrzu demalten Zustand ,dass mindestensGaswerkeundElektri -¬
zitätswerke,wennauchnicht die Strassenbahnen ,Reingewinneliefern .Die
städtischen MonopolbetriebehabenimJahre 191331 ' 2MillionenGoldkronen,
dassind15MillionenSchilling ,Gewinnandie Gemeindekassoabgeliofert,
davonGas -undElcktrizitätswerkeallein 15 ' 5MillionenGoldkronen ,das
sind 22 ' 4Millienen Schilling .Ihr Umsatz war aber damals viel kleiner als
houte .NachdemUmsatz ,derfür dasJahr1934erwartetwird,gerechnet ,wäre
die Abfuhrauf Grundder gleichenGewinnquotepro Kubikmeterverkauften
Gases und pro Kilowattstunde 33 ' 5Millionen Schilling .Wir haben fürdas
nächsteJahreineAbfuhrvon25MillienenSchillingpräliminiert ,dieabor
nicht nurausdomnormalenGewinn,sondernauchausbesonderenSparmass¬
nahmen erfliessen soll .Das gilt in manchon Kreisen als Verbrochen ,ebwohl

wirGasundStromnochimmerbilligerliefernals vordomKriegeundalsjotz
die Lieferungin denmeistenStü - dtenerfolgt .DiehöhereGewinnabfuhrvor
domKriegegilt aber als Ruhmestatder damaligenVerwaltungunddabht .brau- ¬
chenwirhautedieseEinnahmenfür die Gemeindemindestensobensodringend,
wiesie imJhre 1913gebrauchtwordensind ,Nebenbeibemerkt ,vergessondie
Leuto ,die die Tarifetekämpfon ,immer ,dassauchder BunddarauswiederVor¬
teilo zieht .DieErhöhungderKörperschaftssteuerundderWarenumsatzssouer,
die aus unserorTariferhöhungfür ihn orfliesst ,machtungefähr4Millionen
Schilling imJahreaus .

Ichmussbei dieserGelegenheitnocheineandereLegende
zerstören ,die in den letzten Monatengerne verbreitet wird ,Dawirderzählt ,
wonndorBundderGemeindeauch80MillionenSchillingwognimmt,sobedoute
dasnichts .DieGomeindelebezuüppigundkönnedasglatt vonihrenAus-¬
gabenwegstreichen . 80MillionenSchilling sind nicht leicht erspart .OhnePer¬
sonalersparungenist einesolcheVerringerungderAusgabonüberhauptun¬
donkbar.UndbeijoderSparmassnahmohältmanunsentgogen,dassmangerade
indiesemPunkt ,deraufdorTagesordnungsteht,nichtsparensollte .Mansagt
uns ,die GemeindeWiensollto auf den Standardzurückgehen ,den sie indor
Vorktiegszeithatte ,daswürdereichlichgenügen,undoswirdbehauptet,
dasswirweitdarüberhinaussind .Prüfenwir !Wirhabenfür1934,ohneWort-¬
durchführungengerechnet ,die ja nurrechnungssässigePostensind ,und
untervollerBorücksichtigungderBundesmassnahmenundderdurchsienot¬
wendiggewordenenBedockungsmassnahmeneineEinnahmevon292 ' 6Millionen
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Senillingprälimantort .In Jahre1924 ,warenas 31615HlliomnSchilläng .
Wir sind also hinter das Jahr 1924 zurückgegangen .Bei den Ausgabenist
os ebonso .Schauon Sio sich alle Rochnungsabschlüsse der Länder unddes
Bundes an und prüfen Sio ,ob solche Einschränkungen noch irgendwogemacht
wordonsind !Undnun der Vergleich mit demJhre 1913 . Hierist fürphanta - ¬
sievolle Dichter der grösste Spielraum,weilsich niemanddie Mühenimmt,
den Rechnungsabschluss 1913 in die Handzu nehmenund daraus die Grundla¬
genzumVergleichmitunsererheutebandersaufgebautenGebarungzuentneh¬
men .In einer Heimwehrzeitunghabe ich neulich gar gelesen ,vor demKrioge
sei die Gemeindemit 1o0- 150MilliononSchilling imJahs ausgekommen,da
bleibe nochgenugSpielraumfür die BundesregierungzumGeldwegnohmen!In
Wahrheitbetrugendie GemeindeausgabenimJahre1913225 ' 6MillionenGold-¬
kronen .Davonwaren13 ' 96MillionenGoldkronenWertdurchführungenund27' 71
Millionen Goldkronen Aufwendungenfür die städtischen Unternchmungenaus
Anleihegeldern.Rochnenwirdasab ,so bleibt als Vergleichsziffer183' 85
MillionenGoldkronen,dassind ,wennichnurzu ' Alumrechne,264' 75Mil-¬lionenSchilling .

wi
Rechnen/fürünserenVoranschlag1934dieWertdurchführungen

ab und die 36 Millionen Schilling ,die der Bund fordert ,so kommenwir
zu einer Ausgabevon291 ' 8MillionenSchilling .Nundarf manabernicht
vergessen ,dass Wien im Jahre 1913 kein Land war und dass die Agenden ,die
uns durch den LandescharakterWiensverfassungsrechtlich zugewachsensind ,
imVoranschlag1934allein AhMillionenSchilling Ausgabenverursachen.
Esbleiben dann als Gemeindeausgaben248 Millionen Schilling übrig .
TrotzdergrossenAudehnungderGemeindetätigkeit,trotzdergressausgebaufer
WohlfahrtspflegeunddorVormehrungderSchulkostengebenwiralsoum16
MillionenSchilling wenigeraus als vor domKrieg .

AucheinVorgleichmitanderenmittelouropäischenStädten
kannnichtschaden.PragzumBeispiellegteinenVoranschlagfürdasJohr
1934ver ,derEinnahmen( ohneAnjehensgelder )von610Millionentschechischen
Krenenenthält.DasistinSchillingumgerechnetotwadieHälftedesBetra-¬
ges,denunsereAusgabonfüreinedoppeltsovolkreicheStadtausmachen.

WirkonnteneinensolchenVoranschlagfreilich nurmitäusser
sten Sparsamkeiterstellen . Eronthält Investitionsarbeiten leider nurmehrimBetragevon12,500. 000SchillingundanderearbeitschaffendeMassnahmen
imBetragevon34,190 . 000Schilling .Wirkonntenihn nur erstellon ,weildie

betragtganzeSchuldenlast,diedieGomeindesolbsttrefft,nur59MillionenSchilling
und dar Schuldendienst im Voranschlagnur ' 3Millienen Schilling ausmacht .
Wirkönnenfrohsein ,in soschwerenZeitensolcheKreditgrundlagenbieten
zukönnon .

Wirwarendaraufbedacht,dieWohlfahrtspflegeunddieSchu¬
1o möglichst unversehrt zu erhalten .Die Zahl der Schulkinder ist gegen¬

üherdemJahre1913/1914um100. 000gesunken. WirhabondaszurVerbesserung
des Schulwesens benützt .Die Ausgaben für das Schulwesen machen 18 ' 8Pro¬

zent des Voranschlagesaus .DerAufwandfür das Wohlfahrtswesenmacht
31' 55ProzontderGesamtausgabonaus .LerSachaufwandalleininderFürsorge
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ist 79 ' 1MillionenSchilling undso gross ,wieer nochin keinemfrüheren
Verwaltungsjahrwar .Der Voranschlagvormagalso trotz aller Sparmaas¬

Zunahmonder Not der Zeit in bedeutendem Masse Rechnungtragon,wenn wirauch
selbst violorlei Mängel kennen und gerne noch anderes bieten würden . Wenn
mituntergesagtwird ,diese Fürsorgotätigkeitnützenichts ,da dieGe- ¬
meindesteuern immerneues Elend erzeugen ,so kann ich darauf erwirdern : Wenn
das wahrist ,welchesElendmüssenerst die Bundessteuernerzeugen ,die
Wien fünfmal stärkor belasten .

In derausserordentlichenLagehabenwirein Rocht ,unsauch
an die anderen Bundesländer zu wenden .Wir haben in besseren Zeiten Lasten
zu ihren Gunstenauf uns genommen ,zuletzt beim Finanzausgloich1931 . Sie
sind heute infolge der LastenundKürzungen ,die uns der Bundauferlegt
hat ,untragbar geworden .Ich erinnere nur an eines ,worauf sich auch ein
eigener Antrag bezichtsWir haben den Ertrag der Landesbiersteuer von ' 80
pro Hoktoliter an die anderen Länder abzuführen und mussten eine Garantie
darauf übernehmen ,dass die Abführjährlich ' 5MillionenSchillingerreicht .
Wirnehmenabernur mehr ' 28MillionenSchillingein ,zahlenalso ' 2
MillionenSchilling jährlich darauf,DerBundhat de Garantieklausel ,durch
die er bei der Steuerteilunggebundenwar ,flür sich abgeschafft ,sogar
rückwirkendfür dasJahr1932,umsich dadurchzu entlasten .Er nimmtuns
auf selcheWeiseallein für die Jahre1932,1933und1934fast 100Millio-¬
nenSchilling und für Wiensoll die Garantieklausel gegenüber denanderentovo
Ländern/gelten?DieGerechtigkeitverlangt ,dasshier ein neuerRechtszu¬
stand geschaffenwird .

DieeinseitigeBelastungWiensmit36MilliunenSchilling
ist untragbar .Dasmindeste,wasverlangtwerdenmuss ,ist ,dassderBund
den Betrag auf alle Ländergleichmässigverteile .

DasBudget ,das hier vorliegt ,istaus der Notder Zeitge- ¬
boren,ausder WirtschaftsnotundauspolitischerAbnormität .Ich musses
zur Annahme empfchlen,obgleich ich ,könnte die Gemeinde Wien heute frei
handeln ,wiees ihrer Autonomieentspricht ,manchesin diesemVoranschlag
andersgestaltet hätto . Esist ein Durchhaltebudgetfür eineUebergangszeit ,
derhoffentlichbaldbessereZeitenfolgenwerden ,in denenWienseinRochtwird .
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StadtratKunschak(Christlichsozial )führtaus ,dasssichdasvor
liegende Budgetvor allem anderendurch eine serh weitgehendeUnklar¬
heit ,um nicht das schärfere Wort Unwahrheit zu gebrauchen ,auszeichnet

Wonnmandie einzelnen Ansätze durchgeht ,so siekg man ,dassüberall ,
nementlich auf der Einnahmenseite ,stille Reserveneingebaut sind .Das
trifft insbesondere bei der Fürsorgeabgabe zu .Diese ist mit einemBe¬
trag von12 Millionenprälmminiert .Es ist klar ,dass diesePrälaminier
ungdentatsächlichen VefhälntissenGewaltsntut .Sie basiort aufder
Voraussetzung ,dass die Lohnbasis im nächsten Jahre noch eine weitere
und zwar sahr weitgehende Schrumpfung erfahren werde .Zu einer solchen
Auffassung kann nur der düsterste Pesismissmus kommen ,denn alle An¬

zeichnansprechen dafür ,dass das Wirtschaftsleben in Oesterreich und
damitauchin Wienimallgemeinenauf einer ansteigendenLinie sichbe¬
wegt .Jeder Finanzreferent ist bei der Erstellung der Ziffern ,die für
die Finanzgebarung massgobend sein sollen ,zur grössten Vorsicht ver¬

pflichtet .Er ist aber auch verpflichtet ,an diese Arbeit miteinem
kleinen GradzumindestvonOptimissmusundZuversicht zuschreiten .
Wenner dasnichtvermag ,weiler sich aufGrundseinesEinblickesin
die wirtschaftliche Entwicklungdazunicht aufschwingenkannoderweil
er aus politischen Erwägungen sich der Wahrheit entgogenstellt unddie
ontgegengesetzto Richtung herbeiwünscht ,dann ist das kein Realpolitike

sondernein Katastrophonpolitiker ,der je früher desto besser .vonseine
Platz verschwindensoll .( Beifall bei denChristlichsozialen ) ,und
zwar nicht nur im Hinblick auf das optische Bild ,das er von der Ge¬

staltung des österreichischenunddes WienerWirtschaftslebensgibt ,
sondornvialmehrnochim Hinblick auf die Wirkungen ,die sich auseinem
so düsteren pessimistischem Bild ergeben müssen auf die Psyche der

ganzenBevölkerung,aberauchaufdie Psycheall derer ,anderenUr¬
teil der Stadt Wiengelegon soinmuss .

DiegleichepessimistischeBeurteilungder Lagesehenwirauch
bei der Wortzuwachsstouer .Manmusshier allerdings ins Kalkülzichen ,
dass durch die soit der Erstollung dos Voranschlages erschienenNot¬
verordnungder Regierungder Ertrag dieser Steuern wesentlichherabg- ¬
drückt werdenwird ,aber trotzdemist es nicht denkbar ,dass eineSteu¬
er ,die im Jahre 1932 noch . 5Millionen gotragen hat ,im Jahre1931
nur mohr mit 5 Millionen abschliessen sollte .Eino ähnliche Feststellun
mussmanauch gegenüber demErtrag der sogenanntenWasserkraftabgabe
machen .Diese Abgabe ist eigentlich ein Prozentualzuschlag zumGas - und
Strompreis und die vom Gemeindorat beschlossene Erhöhung dieser Preise
muss sich automatisch auch in demErtrag dieser Steuer äussern .Sås
ist nach meiner Übeerzeugung bewusst zu niedrig eingeschätzt worden ,
um eben die Einnahmensoite der Gomeinde möglichst düster zzugestalten .
Ein gleiches kann auch von der Steuer vomverbauten Grund gesagt werden
bei der ebenfalls eine wesentliche Erhöhung der im Voranschlagvorge¬
schenen Summe angeno mmen werden kann .

Für diesen Voranschlag kann nur das Wort Elendsvoranschlag ge¬
prägt worden .Währendfrg

. . .Jahr 1930 wertvermohrende Investitionen im Betrago von117 . 4
Millionen ,im Jahre 1931 von 96 . 7Millionen ,1932 von 53 . 8Millionen
gemacht worden sind ,sind ffür das Jahr 1931 nur mehr 12 . 5Millionen

V .gegenüber dom Jahro 1930 eine Kürzungvorgeschlagen ,ws
101 . 9Millionen oder 89 Prozent ,also fast das völlige Aufgebenjeder
Investitionstätigkeit bedeutet .Für Neubauten ist im kommendenJahre
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überhauptnichts mohrvorgeschen ,sondernnur für Fertigstellungenein
Betrag von 8 Millionon bereitgestellt .Es gehenalso se :wiselbst
gegenüberdemVorjahrdomWienerBaugewerbe32 . 5Millionenverloren .
aHasbodeutetbfürdiososGowerbeeine Katastrophe ,dorentgegenzuwirken
sicherlich eine Aufgabe der Gemeinde wäre ,nicht nur im Interesse der

am Baugewerbebeteiligten Unternehmer und Arbeiter ,sondern auchim
Gemoindeinteresseselbst .Zur Frage der Hauspersonalabgabehat sichder
Referent heute und auch schon früher in einer Art geäussert ,die mannur
als ausgewachseneFrivolität bezeichnen kann .Er hat die Sache sodar¬
gestellt ,als obes sichnurdarumhandelte ,beicheLeutezubegünstigen.
Das heisst,den Menschen ,die davon betroffen werden ,zumSchaden auchnoch
den Spott hinzufügen .Die Hauspehsonalabgabehat ja aucheine zweiteSeite ,
auf der das Elenddes Hauspersonalsgeschriebensteht .Unddiese Seizezeigt
der Referentgeflissentlich nicht auf .Er spricht vonRåthschild ,abergerado
die Erfahrungen mit Rothschild müssten ihn auf andere Gedankenbringen .Der
Vorgänger des heutigen Finanzroferenten hat einmal erzählt ,dass Rothschild

Hoo . 000Hauspersonalabgabezahlt .Heutehat der Raferent vont22 . 000gesproche
die Rothschild zuletzt gezahlt fät . vohd8f 300 . 000bis zu den 22 . 000liegt
die Existenz von Tutzenden von Menschen ,die geglaubt hatten,bis an ihr
Lebensendeversorgtzu sein .ImJahre 1928gabes 6579abgabepflichtigeHaus-¬
halte,im Jahre 1932 nur mehr 4697 und im Jahr 1933 nur mehr 4133 . Wennman
animmt ,dass imDurchschnittin jedemHaushalt5 Hausgehilgenabgebaut
wurden ,wassich er nicht übertrieben ist ,ergibt sich eine Zahl von12. 000
Menschen ,die währendder Wirksamkeitdieser Steuer arbeitslos gewordensind
Dabeisind in die Skala der Steuer förmlich Prämionfür den Abbauvon
Hausgehileneingebaut . Wennein Haushaltmit25Hausgehilfen5 abbaut,er- ¬

spart or nicht weniger als 26 . 700Schilling und wennein männlicherdabei
ist ,der auch abgebaut wird ,32 . 500Schilling .Das ist jader besteAnreit
für einen solchen Haushalt5 Hausgehilfenhiansuzuwerfen .Undwenndermännl :
alleinhimaangestelltwird ,werdenschon5800Serspart . Wennin einemHaus-¬
halt mit20Hauagshilfen5 abgebautwerden,machtdieEraparnisüber20. 000
Sundwonneinmännlicherdarunterist S29. 600. EinHaushaltmit15Haus
gehilgen erspart beimAbbauvon 5 S 14 . 3oe,ist ein männlichordarunter
S17. 300. BeiderReduktionvonKoauf5HausgehilfenergibtsicheineSteuor
ersparnisvonS7750,isteinmännlicherdaruntervonS . 800unddieReduk¬
tionvon5auf3orgibteineSteuererpsanisvon1350bezw.2750Schilling.DiesoZiffernsprechenfürsichalleinundzeigen,wiedieKonstruktion
derSteuergeradezueineTreibjagdvorallemgegendiemännlichen,dannabor
auchgegendieweiblichenHausgehilfenhervorgerufenhat .Wirhabenvon
allemAngobinnanaufdieUnsignigkeitdieserKonstruktionhingewiesen.Sei¬
norzoitkonntemannochdaraufhinweisen ,dassdieEriegs -undInflationsgo-¬
winnersichdasalles würdenleistenkönnon .AbereinesolcheSteuerbisauf
denheutigenTaghineinzutragen,ist nichtnureineDummheit,sondorn
einVerbrechenanbravenehrlichenArbeitsmenschen,wobeiichoffenzugebe,
dassichvonderLösungnichtbegeistertbin ,wiesiedurchdieBundes¬
notverordnungversuchtwird.AberdieshNotverordnungwärenichtnotwendig
gewesen,wennderLandtagrechtzeitigin dieLageversetztwordenwäre,
diesesüberreifeGesezuzurevidieren.Geradezutrostlosist dieMitteilung
dosReferenten,dassesHaushaltemitmohrals4Haisgehilfennur138gibt.WirgebenunskoinerTäuschunghin ,dassdiedurchdieBundesnotverordnung
durchgeführteReformdenerhofftenEffaktnutineinemganzkleinenUmfang
orzielenwird .DenndieHaushaltehabensichaneineEinschränkunggewöhnt
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und worden daboi bleiben .Die Existenzen ,die Sie zerstört worden ,bleiben
zerstört .Die Haus gehilfenabgabe ist in ihrer Wirkung nichst anderes als
das Todesurteil über eine Armeevon 12,000 anständigen Frauen undMännern .
( Lebh .Beifall bd .dChr . )Wirhättendahererwartet,dass der Referentüber
diese Fragewenigstehsmit etwasErnst gesprochenhätte .Aberesscheint ,
dass er unfähigist ,Fragensachlich ,losgelöst vonseiner NeigungzurFri¬
volität und von seiner Neigungalles politisch auszuwerten ,zubehandeln .
Er hat uns ja auch in seinem Schlusswort zur Debatte über denRechnungs- ¬
abschlussmit Hohnüberschüttet .Weilwir damalsdie vonunswiederholt
erhobeneForderungnachRevitionderSteuernwiederaufgestellthaben.
Er hat uns damals mit der Frage gefrozzelt ,was wir uns unter Revisionvor¬
stellen .Wir wissen sehr wohl ,was wir wollen ,und auch der Refefent scheintW
zu wissen ,was unter einer Steuerrevision versteht .Denn seit einer Woche
ist er daran ,Steuern zu revidieren und im Laufe der Budgetdebatte soll

eern
es noch zu e ter ven Steuerrevisionen kommen .Ich muss ganz entschieden

gegendie Entsielüungprotestieren,als ob wir glaubben ,es sei damitabgetar
wenn man die Aufhebung aller Gemeindesteuern verlangt .Niemand von unshat
das je verlangt . Wohlaber haben wir Abänderungsanträge gestellt,um die Steu - ¬
ern an die derzeitigen Verhältnisse anzupassen .Der Referent hat uns auf¬

geferdert ,wir mögensagen ,wiewir uns die finanzielle OrdnungderGemeinde
vorhältnisse vorstellen .Ich habeoft darauf verwiesen ,dass einewesaetliche
Ordnung des Gemeindehaushalts auf dem Boden der Wohnbaupolitik gesucht werde
muss .Es ist richtig ,dass wir Sie auf den Wogder Anleihe verwiesen haben .
Nunmeint der Referent der Effekt einer Anleihewäreder ,dass die Anleihe

verausgabt wäreund eine Zinszahlungsverpflichtungvon 77 Millionendurch
25 Jhre bliebe,aber bekanntlich läuft die Ammortisationsfrist beiHäusern
4o ,50 und 60 Jahre .Hätten Sie die Anleihe aufgenommen,so wäre die böse
Auswirkung auf die Wirtschaft sicher erspart geblieben .DieAbschröpfung
der riesigen Summevon einer Milliarde ,die für Wohnhausbauten aus den
WienerWirtschaftslebenherausgepresstwurde,konntenicht ohneRückwirkung
auf die Gestaltung des Wirtschaftslebens bleiben .Jetzt stehen Sie vordem
zerstörtenWitschaftsleben,dasInneneineweitereBautätigkeitnichtmehr
ermöglicht .Esgibt aberausder FrageheutenocheinenAusweg ,wennSie
ihn gehen wellten .Der städtische Hausbesitz ist unbelastet und Sie müssten

sich heute,woSie jede Bautätigkeiteinstellen müssen ,fragen ,obnicht
eine hypethekarische Belastung dieses riesigen Hausbesitzes Mittel bringen
könnte ,umfür eine bessere Zeit durchzuhalten .Die Verzinsungwürdesich
zweifelloszumTeil,dadurchergeben ,dass jene ,für die dieunerhörten
OpferunseresWirtschaftslebensgebrachtwordensindunddiesichheutedes

würdeausdemWohnbausteuererträgnisgedecktwerdenkönnen .Siehabenweiter
heuerzumerstenmalimVoranschlageinenBetragvon ' 6Millionenausgowiese
der vondensädtischenWohnhausbautenans Instandhaltungszinsan dieGe-¬
meindeabgeführtwird ,wobeisich ,nebenbeigesagt ,die Gemeindeauf denBoden
des Mietengesetzes und auf das gleiche Nivegumit den übrigenHausbesitzern
stellt .Diese Instandhaltungsreservenkönntenebenfalls zur Versinsungund
AmortisationderHypothekdienen.Ichwürdeallerdingsabsolutdavenabraten,
dieseHypothekwiedersozuverwenden,wieSieesbishergetanhaben. Sie
können,nachdemderBundeinmaldasExperimentmitderWohnbausförderungge-¬
machthat unterAusnützungseinerErfährungsichdaraufeinrichten,nicht
Wohnbautätigkeit ,sondernWehnbaufärderungzubetreihen.DieZinsgroschen-habor
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zumUterschidd vonder Wohnbautätigkeitprivates Kapital in einemsehr
grossen Umfang- 280Millionen -für die B utätigkeit und Wohnungspolitik
mebilgemacht.DerRednerwiederholtsodannseinenimVorjahrgestelltenAntrag,dassausdenVeberschüssendesErtragesderBodenwertabgabevom
verbautenGrundein Fondsgebildetwerdenmöge,auswelchemdemHusbesitz
fürdieUmgestaltungvongrosseninKlein -undMittelwohnungen ,fürdieHer-¬stellungvonAuf -undZubautensowiefür dieAssanierungvonKlein -und
MittelwohnungenDarlehenzumässigenZinsengewährtwerden.

EinzweiterWeg ,die finanziellenSchwierigkeitenderGe- ¬
meindezuerleichternist wiederholt,insbesonderevonderFrauDr ,Motzko
aufgezeigtworden,in derForderung,dassSiezurErfüllung- ihrerFürsorge-¬
verpflichtungendieprivatenWohlrätigkeitseinrichtungenimweitestgehendem
Masseheranziehenmögen. WirdenkendanichtaneinschablonenhaftesVorgehen.EswirddierichtigeAuswahlgetroffenund 2 fürdasle iblicheundseelischeWehlindiesenprivatenWohltätigleitseinrich¬
tungengesorgtwerdenmüssen .DadurchkönnteimgrossenUmfangeinebudgetä-¬
reEntlastungderGemeindeherbeigeführtwerden,ohnedassderFürsorge-¬
zweck,dendieGemeindezuerfüllenhat ,auchnurimgeringsteneinesachliche
Peeinträchtigungerfahrenmüsste.SiehabenunseredaraufabzielendenAnträgeömmerabgetan .

Ich habepersönlichin denletzten Monatenimmerwiederim
Stadtrat ,imFinanzausschuss ,imGemeinderatgebeten,Siemögendochwirklich
aneineernsteRevisionderganzenGemeindepolitik,insbesonderederGemeinde-¬
abgabensahreiten.SiehabendæsimmerabgelehntundkommenunddannmitödennurfürdierückständigstenMenschenberechnetenVergleiche.Heutehat
unsderFinanzreferentvorgehalten ,wasfür Steuernfrüherwarenundwie
verhältnissmässigkleindieSteuernvonheutesind. Wirsindnichtsetöricht
undnichtsoschlecht,etwazuleugnen,dassderMietzinsundderHausbesitzvonheutewesentlichwenigermitSteuernbelastetistalsinderVorkriegs-¬LeA

zeit . AberbeimVergleichzwischendeneinzelnenSteuernentscheidennichtdieZiffernmässigenResultate .Entscheidendist ,dassdiedamaligeWirtschaft
undBevölkeenngaufeinenvielhöherenLebensstandardwaralsheute. Washat
dieBevölkerungvonWienvonscheinbarniedrigenSteuern,wennsieindieser
UnsummevonElendverkommenmuss.(Lebh.Beifallb .d .Chr.soz.)
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Undwasdie Tarife anlangt ,so hören sie dochondlich auf ,sich
aufTatsachenzustützon ,andononsio ganzundgarunschuldigsind .
Sio könnennicht die Tarife vonhouto mit den Tarifon vonchomdemvor - ¬
gleichen .Gonausoist os mit dor Abfuhrder GowinnoderUntornchmungen
an dio Gomeindokassc .Die Gowinno von einst wurdon ausländischon Kapita¬
liston abgonommenunddor WionerBevölkerungzugoführt .DieseUober¬
weisungenhabennur zu einor Verbilligung goführt ,habondazugoführt ,
dass10JahrelangkeineStouererhöhungonvorgnoommenwerdenmussten
unddass dio Stadt Wienaus einomverwahrlgstenZustandherauszueiner
wirklichenGrosstadtgemachtwordenkonnto .DiesenUeberweisungensind
die Spitäler ,die Gartenanlagen ,diesenUeberweisungenist dergesamte.
AufstiogderStadtWionzuvordanken,NatürlichkönnenSieheutesagon,
Ihr Gaspreissoi billiger .Aberauchdasist nichtIhr Verdienst ,denn
dio Erbauungskostender Werkostehonheutefast zu NullimBuch ,dadie
UntornehmungendurchdieInflationschuldenfroigewordensind .Eshaben
sichauchungoheuretochnischeFortschrittevollzogen ;dasbedeutet
wioderoinowesontlichoHerabsetzungderBetriebskosten.DassSieheute
dieMöglichektihaben ,dieGas- undElektrizitätswerkeohneGefährdung
mit sichtlicher Sanierung Ihres finanziellen und kaufmännischen Tnhaltes
mit steigenderEntwicklungihrer technischenLeistungsfähigkeitIhreigen
nennenzu können ,das dankenSie demUmstand ,dass diechristlichsoziale
ParteieinenMenschen,denDirektorMenzel ,herausgefundenhat ,dernicht
nurmitdemKopf,dondernauchimHerzenundinderSeelemitgrösster
GewissenhaftigkeitamWerkeist ,

Esist auchdaraufhingewiesenworden ,dasswir beiunserer
Stellungnahmein derFragederWertzuwachsabgabefür dieRegierungund,
dassdieRegierungselbsthierfürdieHäuserspekulantenParteiergreift.
Ist derHausbesitzvalorisiert ?Nein !Undwenndie Häusergarzumzwengs
weisenVerkaufkommen,so sind sie schongar nicht valorisiert .Wersind
die Spekulanten ,die Vverkaufenoder die kaufen ?Dersein Hausverkauft ,
ist unter denheutigenVerhältnissensicherlich nicht als Spekulantzu
bezeichnen .Die meisten Hausverkäufewerdenentweder durchZwangsver- ¬
steigerung oder durch die moralisch - wirtschaftliche Zwangslagevorge¬
nommen .Die zumZwhhgsverkaufgelangendenHäuserwerdenzwei Malbis
dreiMalversteigert ,ohnedasseinAnbotgemachtwird .DieHäuserwerden
oft auch nochunter demAusruJungspreis an den Manngebracht .DieVer¬

käufer sind jene Vorkriegshausbesitzer ,die sich über die Krisenzeit
bis zumheutigenTagals Hausbesitzerfortschleppten .Nunmüssensievon
ihrem Eigentum Abschied nehmen und müssen ausserdem noch die Wertzu¬

hwachsabgabebezahlen ,obwohlsie wie die Dirne vomTanzeinersolchen
Versteigerungihres Eigentumsweggehenmüssen .Washiergeschieht ,
ist ungerecht ,ist hirnrissig .DDaherhatdie Rggierunkeingegriffenund nun beklagen Sie sich darüber .

Ihr Steuersystemist ein schlächtes ,ist ein verwerflichesSystem
aber es ist ein gut ausgeklügeltes System ,Breitner selbst hatgesagt ,
dass dieses Systemnur für die Zeit der Inflation haltbar ist unddas
es umgebautwerdenmüsse ,wennwiedergesicherte Zuständeda sind .Es
ist aber bis heute zu keinemUmbaudes Systemsgekommen ,da Sieglauben ,
dass Ihr SystemewigenBestand habenkönne .
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JedesSystemkannabernur wiedersystematischumgebaut
werden.EingriffevonaussenmüssennaturnotwendigzuZerstörungenund
unterUmständenzuMissgriffenundSchädigungenführen .Ichverhehlegar
nicht ,dassdieEntscheidung,diedieRegienunggesterngetroffenhat-auch
ich kenneihren Wprtlautnicht - nichtnachmeinemGeschmackist .Ich binder
Meinung,undmitmirsindalle christlichsozialenGemeinderätedergleichen
Meinung ,dass bei aller Anerkennung der Notwendigkeit der Revision der Ge¬

meindesteuern ,beiallerAnerkennungderNotwendigkeit,denbedrängtenWirt
schaftskreisenzuHilfezukommen,diepaarDutzendGrosskinobesitzerdie
allerletzten sind ,die sich meldendürfen .Wennnundiese mit Streikgedroht
haben ,dannkannichderRegierunggegenübernursagen,itwunderemich
darpber ,dassdieswirklicheinArgumentseinsoll ,dasaufsiegewirkt
hat .DieRegierung,dieautoritäreRegierung,ist mitanderenLeutenfertig-¬
geworden.SiehatdieAlpineMontangesalåschaftzuPaarengetrieben,alsdie
seglaubse,mitihrerArbeiberpolitikdasWerkderRegierungsabotierenzu
können.Ichglaube ,dieseRegierungwäreauchmitdenpaarDutzendenLeuten,
mitder ArbeiterbankundmitBelaHönigfertiggeworden ,wennsiegestreikt
hätten.Hierist sicherlich-unddassageichmitdervollenVerantwortung,
derichmirbewusstbin, - einschwererMissgriffgeschehen.Ichkhagedie
Regierungauchdeswegennichtan .SchulddaransindeinzigundalleinSie.
WerfremdeEingriffevermeidenwill,namentlichin einersolchennärrischen
Zeit,wieesdieheutigeist ,dermussdaraufBedachtnehmen,dassalleEinbruch
toreseinesHausesguteverschlossensind,ermussdafürsorgen,dassdieGe-¬

meindeautenomieinihremAnsehendurchborniertesFesthaltenaneinemüber.lebten undzumVerbrechengewordenenSteuersystemnicht geschädigtwerde .
BeklagenSiesichnichtüberdas,wasinderletztenZeitgeschehenist .
KlopfenSiesichanIhreBrustundsprechenSieihrdreimaligesmeaculpa.

IhreSchuldist es,waheutezumLeidwesenjedesMenschen,dervonderGrössederdeutschenGemeindeautonomieetwasempfundenhat ,
dermitdieserGemeindeautonomieaufdasinnigsteverbundenist,WMdiese
AutonomieEingriffegeschehenvonSeitederRegierung;abernochvielge
fährlicherundnochvielschlimmerist es,dassdieschwerstenAngriffeaus
derPsychedesVolkesherauskommen .IchkannSienichtdavonfreisprechen,
dassSiedie SchuldandiesenZständentragen .Nichtdie Regierungundnicht
dieLeute ,diedraussenhetzen,undnichtdieStimmung,diesichgegendieAutc
nomieimmerheftigergeltendmacht,sindzurVerantwortungzuziehen ,sondern- wieeinerderRednervorkurzemgesagthat ; Siesinddie TotengräberderGe-¬
meindeautenomie .( Beifallb .d .Chr. soz. )

WirselbsthaltenandieserAutonomiefestundwirwaren
wirklichzuallembereit,zudenweitestgehendenEntschliessungen,mitzu-¬
helfen,dassdieserGemeindehaushaltinOrdnunggebracht,dasserandieBe¬dürfnisseundForderungenderheutigenZeitangepasstwerde.Siehabenunsere
andundunsereRatschlägezurückgewiesen .Gut,wirwerdennasdamitabfinden.

FreilichsageichInnendaseine ,dassmirpersönlichdiesesAbfindenunend¬lichschwerfällt .IchhabedieKämpfeeinesLuegersumdieGemeindeautonomie
gegendieliberaleEürokratieundgegendieborniertenRegierungeninden
9oerJahrenmitgekämpftundmitgemacht.Ichhabemiterleltbtundmitgearbeitet,wieunterdieserGemeindeautomoniederBevölketungdasLebenleichtgemacht
wurde,wieindieserGemeindaautpnomiederösterreichische ,derWienerische
GedankeinderganzenWeltseinenSiegeszuggehaltenhat.
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NachdreissigjährigerArbeitshhanzumüssen ,wiedieseAutonomieam
Bodenliegt ,dasist dasschmerzlichste,waseinemMannmeinerStellung
nach 1oJahrenüberhauptpassierenkann .Darumsageichnocheinmal:
TuenSie,wasSie in Irer PflichterfüllunggegenüberdenBedürfnissendes
VolkesundgegenüberdenBedürfnissenunsererWirtschaftmachenmüssen.
MachenSiedasallesselbst,bevorandereanIhreStelletreten ,vondenen
mandurchausnichtweiss ,obsieesbessertreffenwerden.(Beifallbei denChr. scz. )
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Stadtrat Dr .Alma Motzko ( Shristlichsozial )erklärt ,dass die Mehr¬
heit in diesemVoranschlagzumersten Malmit einer Fiktiongebrochen
hat ,die sie 11 Jahre aufrecht erhielt ,mit der Fiktion von der Pros¬

perität der Stadt .Sie macht heute ein Durchhalte - budget .Dazu ist es
aber zu spät ,die Mehrheit hätte früher dafür sorgen müssen ,dass die
Bevölkerung durchhalten kann .Im Gegensatz zum vorgehen der Wiener Ge- ¬
meindeverwaltung stehen die Massnahmen der Bundesregierung ,auch der
fr üheren Bundesregierungen ,die darauf abgestellt waren ,wenigstens in
wichtigen Funkten der Wirtschaft Erholung zu gönnen .DieHinaufsetzung
des steuerfreien Mindesteinkommens bei der Personaleinkommensteuer ,die

Herabminderungder Sätze der Eerwerbsteuer ,die : NovellierungderGe- ¬
werbeordnung ,die Gewerbesperre ,die Sicherungd es Kundenkreises ,die
Aufhebung des Verzögerungszuschlages ,die Herabminderung der Verzugs - ¬

zinsen ,das alles sind Versuche ,die Lage der Wirtschaft zuerleichtern .
Die Sozialdemokratenhaben sich einfach mit einem Trugschlusszufrieden
gegeben .Sie habenfestgestellt ,die Bevölkerungzahlt ,also ist sie
leistungsfähig .DieBevölkerunghat gezahlt ,weil die Steuernmiteinem
ungeheurenTerror eingetrieben wurdenund weil die BevölkerungWiens
von einer unglaublichen Langmut ist .Aber auch diese Langmut musste end¬

lich ihre Grenzefindenundso ist es keinWunder,wennüberalleinun¬
beugaamer Widerwille gegen das gesamte Steuersystem der Wiener Be¬

völkerung zumDurchbruchkommt ,Heute verlangt die stezahlende Be¬
völkerung eine gründlichere/Medur im Steuerwesen der GemeindeWien ,

Auchdie Wohlfahrtspolitik der Gemeindeist an ihren Grenzenange¬
langt .Die Wohlfahrtspolitik einer Gemeindemuss in einemvertretbaren
Verhältnis zur Leistungsfähigkeit der Bevökerung ,zur Tragfähigkeit der
Wirtschaft stehen .Alle Anträge der Minderheit ,die auf eineVerein¬
fachung der Fürsorge ,auf eine Herabminderung des Fürsorgeaufwandes und
dabei auf eine bessere Anpassungder Fürsorgeleistungan dasFärsorge¬
bedürfnis der Bevölkerung abzielten ,wurden abgelehmn .11 .DieWiener
Gemeindeverwaltung hat den Zweck der Fürsorge so formuliert :Die Für¬

sorge mussdas stärkste Werbemittelfür die sozialdemokratischePartei
sein .Die Eindergartengründungen ,das Hortwesen und die Anstaltsfürsorge
das alles war ein einziger Rattenfängerzug ,umdie Jugend von klein auf
in das geistiße Milieu des Sozialismus hineinzuführen .Eine solcheFür¬
sorge mussdas Schicksal einer Seifenblase teilen .DieLiquidierung
dieser zusammengebrochenen Illusionen zahlt aber die Bevölkerung unddas
Personal dieser Anstalten .Nach den amtlichen Mitteilungen sind in der
offenen Fürsorge für Erwachsene13 ,000Erhaltungs - Beitragsempfänger ,

min der offenen Kinderfürsorge rund 38 . 000unterstützte Kinder .
Rechnungsabschluss von 1913 sind Erziehungsbeiträge von 4 Goldkronenim
Monat an 11 . 077Finder ausgewiesen ,ausserdem wurden Waisengelderim
Betrage von 6 - 10 Goldkronen im Monat an . 665Kinder gegeben ,undKost - ¬
gelderan . 761Kinder .Esstandenalso imFriedens - undWohlfahrtsjahr
191322 . 494Kinderin der Fürsorgeder Stadt .Ueberdiessind anLh. 881
alte erwerbsunfähigeoder erwerbsverminderteMenschenErhaltungsbeiträge
gezahlt worden .Im Vergleich zu damals t also die Fürsorgetätigkeit
der Gemeindezurück .Darauslässt sich der Schluss ziehen ,dassdie
Massnahmender Bundesregierung ,so schmerzlich sie für die Finanzen der
Stadt Wiensein mögen ,nichtdie Ursacheder EinschränkungderFürsorge¬
tätigkeit sind ,pærdern ,dass diese Einschränkung durch

Wden nder Wiener Gemeindeverwaltung verursacht wurde .
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DieEinsichtslosigkeit der Gomeindeverwaltungäussert sichauch
in ihrer Wohnungs- undWohnbausteuerpolitik ,Niemandwirdleugnen ,dass
eing Gemeindeverwaltungfür das Wohnbedürfnis der Bevölkerungaufzukommen
hat .Die Sozialdemckraten haben aber nicht nur Wohnungenbei gestellt ,
sondern sie haben auch die Zinse sozusagen geschenkt und habendadurch
eine KastevonMenschengeschaffen ,die ohneRücksichtauf ihre
materielle Bedürftgkeit ein besonderes Privileg geniess Vonden
60 - 70 ,000 Wohnparteien in den Wiener Gemeindehäusern wären wohl

2 - oder30 . 000in der Lage höhere Zinse zu zaheln ,die ihrer Leistungs¬
Hähigkeit entsprechen .Die Rednerinzeigt an einer grossen Zahlvon
Beispielen die unverhältnismässige Höheder WohnbausteüerzMietzins .
Die Wohnbausteuer baut sich auf denihohen Friedenzins auf ,aber die
Geschäfte ,die diese hohe Wohnbausteuerzahlen müssen ,musstenihre
Angestelltenziffer von 60 und 70 im Frieden auf 20 und weniger redu¬

zieren ,ihr Umsatzist unter die Hälfte des Friedensumsatzesgesunken .
Diese Liste ist das Zeugnis s ,wahnsinnigenVernichtungskampfes ,den
die Wiener Gemeindeverwaltunggegen die Steerkraft derBevölkerung
geführt hat .Sogardie LeuteintBruckhaufenundin Bretteldorf ,woes
nur eine einzige Strasse ,wo es kein Licht und keine ausreichende
Wasserversorgung gibt ,müssen Wohnbausteuer zahlen .Es ist daherkein
Wunder ,dass die Bevölkerung von Wien in ihrer Erbitterung über die
sozialdemokratische Tartei alles über Bord wirft ,was zu demdemo¬
kratischen Begriffen gehört hat ,es ist kein Wunder ,dass sie auch
die Gemeindeautchomieüber Bord wirft ,weil dieSozialdemokraten ,
gestützt auf diese Autonomie ,ein Fremdkörper im Organismus der
Wiener Bevölkerung gewirkt haben ,ohne Bekenntnis zum Vaterland undohne
Willen ,für die Gesamtheit Opfer zu bringen .Die Sozialdemkraten allein
tragen die Veranwtwortung und die werden auch die Rechnungbezahlen
müssen ,Ueber allen Verwaltungsakten ,die sie setzen ,steht ebensowei
über dem Voranschlag für 193 )die Qualifiktation :Zuspät !
( LebhafterBeifall bei denChristlichsizialen )

DieVerhandlungwirdabgebrochen ;nächsteSitzungDienstøg ,den19. ds .
16Uhr .

SchlussderSitzung21Uhr


	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]

